
Editorial
Industrie 4.0 und die Erzeugung von hochflexiblen
Kooperationsbeziehungen zwischen Unternehmen

1. Die Begründung vertraglicher Beziehungen durch mit-
einander korrespondierende Algorithmen/Programme ist
eine Komponente von Industrie 4.0.

Die 4.0 Komponenten sollen dabei die Rolle des Auftrag-
gebers und des Auftragnehmers annehmen. Eine Maschine
kann sicher keine Willenserklärung abgeben. Eine Maschi-
ne kann aber eine vom Menschen gewollte Erklärung über-
mitteln. Eine Maschine kann dabei wie ein menschlicher
Bote verstanden werden. Auch der (im Gesetz benannte
Bote) gibt keine eigene WE ab, sondern übermittelt nur
einen fremden Willen. Wobei die Erklärung
dann auch gegenüber dem Menschen wirkt,
von dem sie ausgegangen ist.

Die Besonderheit des automatisierten Systems
soll darin liegen, dass es sich von den starren
hierarchischen Strukturen abgrenzt, dass
keine zentrale Kontrolle über die Aufgaben-
ausführung existiert und die Verbindungen
zwischen den 4.0 Komponenten nicht vom
zentralen Element des Systems vorgegeben
sind. Die Komponenten können je nach Auf-
gabe selbstständig in Verbindung mit anderen
4.0 Komponenten treten.
Aus juristischer Sicht ist damit gemeint, dass
Programme (Algorithmen) Anweisungen enthalten, die die
Situation eines ausschreibenden Unternehmens, eines An-
bieters und eines Annehmers (des Angebots) ausfüllen kön-
nen.

Die gerade oben genannten positiven Besonderheiten wä-
ren dann aus juristischer Sicht:

a) Das System ist nicht an hierarchischen Strukturen orien-
tiert, sondern an vorgegebener Sachautorität – das ist
rechtlich positiv;

b) Die Verbindungen der Systeme werden nicht von einem
zentralen Element vorgegeben – je nach Aufgabe verbin-
den sich die Komponenten selbstständig; dies bedeutet aus
juristischer Sicht, dass allein vorgegebene Sachkriterien für

die Verbindung taugen; auch dies ist rechtlich als positiv zu
bewerten.

2. Die beschriebenen Aufgaben und deren positive Wirkung
sind sicher technisch machbar. Es ist nur darauf zu achten,
dass das Verfahren nicht darunter leidet, dass wesentliche
rechtliche Anforderungen unberücksichtigt bleiben. Darin
liegt wohl gegenwärtig das mit digital erfolgten Vertrags-
abschlüssen zusammenhängende Problem

a) Zuvörderst ist darauf hinzuweisen, dass im gewerblichen
Bereich – gerade im industriellen Bereich – abgeschlossene

Verträge mit einer sehr großen Anzahl von
sog. Allgemeinen Geschäftsbedingungen
versehen sind.

b) In diesen Verträgen werden keinesfalls
nur die Hauptmerkmale des Leistungsaus-
tausches (Spezifikation der Ware, Bestim-
mung des Kaufpreises) geregelt, sondern
zahlreiche für die Leistungsabwicklung be-
deutsame Vereinbarungen getroffen. Z. B.
Verzugsregelungen, Vereinbarungen für
den Fall von Leistungshindernissen, Ausge-
staltung der Gewährsleistung, Rügeoblie-
genheiten etc.); dabei verhält es sich nahezu

immer so, dass jedes Unternehmen, also Anbieter und An-
nehmer über eigene AGB verfügen, die in vielen Bereichen
mit denen des potentiellen Vertragspartners nicht kongru-
ent sind.

In vielen Fällen taucht das Problem nicht auf. Z. B. wenn
zwischen den Vertragspartnern sog. Rahmenverträge ge-
schlossen wurden; der wohl bekannteste Vertragstyp dieser
Art ist der Qualitätssicherungsvertrag (vormals just in time-
Vertrag). Dieser Vertrag enthält in jedem Fall Rahmenbe-
dingungen wie sie oben genannt wurden.

Soweit berücksichtigt wird, dass es zwischen Anbieter und
Annehmer, also zwischen den sich austauschenden 4.0
Komponenten, unterschiedliche Allgemeine Geschäftsbe-
dingungen gibt, ist ein Konflikt zu lösen, nämlich, dass
trotz Übereinstimmung bei den Hauptleistungen (Ware ge-
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gen Geld) der Vertrag wegen der Divergenz bei einer Ne-
benbestimmung scheitert.
3. a) Für Ausschreibungsverfahren, die auch Anbieter ein-
beziehen wollen, deren AGB konträr zu den eigenen sind,
kommt nur ein interaktives Verfahren in Betracht.
Dieses Verfahren entspricht den realen (traditionell so ge-
führten) Vertragsverhandlungen und kann verhindern, dass
wegen nur geringer Divergenzen bei den Nebenbestim-
mungen und trotz voller Übereinstimmung bei den Haupt-
pflichten der Vertragsschluss scheitert.
b) Danach können eingehende Angebote auf der Grundlage
bestimmter Abgleiche zwischen eigenen und fremden Ne-
benbestimmungen eingeordnet werden. Soweit der akzep-
tierte Teil von Bedeutung (Indiz für eine vollständige Eini-
gung ist) ist, kann unter Erklärung dieser Tatsache all das
benannt werden, was noch für einen Vertragsschluss erfor-
derlich ist, also welche AGB (Nebenbestimmungen) nicht
akzeptiert werden und die gewollten AGB werden benannt.
c) Dieser Interaktionsprozess kann beliebig verlängert wer-
den. Es wird z. B. vom zuerst Anbietenden nur ein Teil der
vom ursprünglich Auffordernden genannten AGB an-
erkannt und er verlangt seinerseits Anerkennung der übri-
gen von ihm gewollten AGB; dann liegt wieder ein neues

Angebot vor, auf das der zuerst Auffordernde die Annahme
erklären oder aber nun endgültig ablehnen oder wiederum
ein neues Angebot abgeben kann usw.
d) Geklärt ist bei diesen interaktiven Ausschreibungsver-
handlungen allerdings nicht, zu welchen Reaktionen die
Algorithmen in der Lage sind bzw., sein sollen: Was können
diese verstehen und wie können sie reagieren?
Denkbar wäre, dass die ausschreibende, Angebote einholen-
de Stelle ein Raster der Aufgabenbeschreibung beifügt, in
dem die zahlreichen Nebenbestimmungen (Verzug, Unmög-
lichkeit, Lieferkosten, Regress usw.) vorgedacht und be-
nannt werden und zwar mit denkbaren, in der Branche
üblichen Modifikationen und der Adressat der Aufforderung
angewiesen wird, die zuvörderst benannten AGB zu akzep-
tieren oder eine der Modifikationen zu wählen. Auf dieser
Grundlage kann das Programm des Ausschreibenden die
Modifikationen lesen und bei entsprechender Programmie-
rung reagieren, durch Ablehnung oder ein neues Angebot
oder auch Zustimmung.

Univ.-Prof. Dr. jur. Dr. Jürgen Ensthaler*

* Mehr über den Autor erfahren Sie auf Seite III.

Aufsätze
Elisa Wehling*

Der Einsatz von Cookies nach dem Kommissions-Entwurf der EU –
E-Privacy-Verordnung – ein Fortschritt im Vergleich zur aktuellen
Rechtslage?

Eine Partizipation am gesellschaftlichen Leben ist heutzuta-
ge ohne die Nutzung elektronischer Kommunikationsmittel
nicht mehr denkbar. Dabei werden eine Vielzahl elektro-
nischer Kommunikationsdaten erzeugt, einerseits, um den
Kommunikationsvorgang technisch zu ermöglichen. Ande-
rerseits haben eine Vielzahl von Stakeholdern ein Interesse
an den Kommunikationsdaten, z.B. um wertvolle Erkennt-
nisse für die Marktforschung zu ziehen, neue Geschäfts-
modelle zu entwickeln und Produkte (noch wirkungsvoller)
gegenüber dem Nutzer eines Kommunikationsmittels bewer-
ben zu können.

I. Einleitung

Vertraulichkeit der Kommunikation stellt sowohl ein
Grundrecht aus der deutschen Verfassung1 als auch ein

europäisches Grundrecht2 dar und ist Voraussetzung für
andere demokratische Rechte und Freiheiten wie etwa Mei-
nungs-, Religions- und Versammlungsfreiheit.3

Im Januar 2017 hat die EU-Kommission daher einen Vor-
schlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments
und des Rates über die Achtung des Privatlebens und den
Schutz personenbezogener Daten in der elektronischen
Kommunikation und zur Aufhebung der Richtlinie
2002/58/EG (Verordnung über Privatsphäre und elektro-
nische Kommunikation) vorgelegt („ePrivacy-VO“).
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* Mehr über die Autorin erfahren Sie auf Seite III.
1 Art. 10 GG.
2 Art. 7 der Charta der Europäischen Union, Art. 8 der Europäischen

Menschenrechtskonvention.
3 Sippel, ePrivacy – aktuelle Entwicklungen aus einer parlamentari-

schen Perspektive, ITRB 2019, 115.
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